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Richtet eine Kapitalgesellschaft eine Dividende aus, muss sie
eine Verrechnungssteuer von 35% abziehen und diesen Betrag
an die Eidgenössische Steuerverwaltung (ESTV) überweisen.
Der Aktionär erhält 65% der Leistung, kann aber bei Vorliegen
bestimmter Voraussetzungen die Rückerstattung der abgezo-
genen Steuer beantragen. Folgende Voraussetzungen müssen
erfüllt sein, damit eine natürliche Person Anspruch auf Rücker-
stattung der Verrechnungssteuer hat:

bei Kapitalerträgen muss sie bei Fälligkeit der steuerbaren
Leistung das Recht zur Nutzung des steuerbaren Ertrags des
Vermögenswertes haben;
die natürliche Person muss bei Fälligkeit der steuerbaren
Leistung im Inland Wohnsitz haben;
die mit der Verrechnungssteuer belasteten Einkünfte oder
Vermögen müssen der Steuerbehörde angegeben werden,
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andernfalls verwirkt der Anspruch auf Rückerstattung. Die
mit der Verrechnungssteuer belasteten Einkünfte sowie das
Vermögen, woraus solche Einkünfte fliessen, sind ordnungs-
gemäss deklariert, wenn sie durch die steuerpflichtige Person in
der ersten Steuererklärung nach Fälligkeit angegeben werden.

Die Verrechnungssteuer ist bekanntlich eine Sicherungssteuer.
Die wichtigsten zwei Bausteine sind dabei die Steuererhebung
und die Steuerrückerstattung. Das Gesetz hat sich bezüglich
der Rückerstattung nicht geändert. Im April 2014 publizierte die
ESTV in diesem Zusammenhang jedoch ein neues Kreisschrei-
ben (KS Nr. 40), mit welchem die Praxis für die Rückerstattung
der Verrechnungssteuer bei natürlichen Personen erheblich
verschärft wurde. Eine Deklaration von mit der Verrechnungs-
steuer belasteten Einkünften gilt in den Fällen als nicht mehr
ordnungsgemäss, wenn
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keine ordnungsgemässe Deklaration erfolgt;
die Deklaration der mit Verrechnungssteuer belasteten Ein-
künfte aufgrund einer Anfrage, Anforderung oder sonstigen
Interventionen der Steuerbehörde erfolgt (z.B. bei einer steuer-
lichen Aufrechnung in einem Nachsteuerverfahren);
die Deklaration der mit Verrechnungssteuer belasteten Ein-
künfte im Rahmen einer straflosen Selbstanzeige durch die
steuerpflichtige Person oder durch die Erben erfolgt.

Im betreffenden Kreisschreiben wird explizit erwähnt, dass rein
rechnerische Korrekturen von bereits deklarierten Erträgen
durch die Steuerbehörde (z.B. Schreibfehler) noch nicht zu einer
Verwirkung des Rückerstattungsanspruchs führen.

Im Rahmen von Veranlagungsverfahren kann es vorkommen,
dass die Steuerverwaltung in eigener Kompetenz Sachverhalte
anders beurteilt; beispielsweise kann sie Pauschalspesen an
den Alleinaktionär als insgesamt zu hoch beurteilen und daher
teilweise als geldwerte Leistung qualifizieren. Der Aktionär sei-
nerseits, der die Höhe der Spesen als verhältnismässig beurteilt,
hat diese gutgläubig nicht als Einkommen deklariert. In diesem
Fall müsste die Verrechnungssteuer auf der geldwerten Leistung

Momentan stehen im Kanton Bern einige zwar nicht system-
umwälzende, aber für eine breite Bevölkerungsschicht doch
bedeutsame Änderungen der Steuerpraxis an. Politisch waren
die vorgesehenen Anpassungen deshalb nicht unumstritten. Sie
lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Aufhebung der Berufskostenpauschale ab dem Steuerjahr 2014
Bis und mit dem Steuerjahr 2013 konnten kantonal 20% des
Nettolohnes als Berufskosten abgezogen werden (maximal je-
doch CHF 7'200). Ab 2014 wird diese Pauschale aufgehoben.
Bereits für das laufende Jahr sind analog zur Bundessteuer
nunmehr die effektiven Kosten abzugsfähig, wobei die «kleine
Pauschale» für übrige Berufskosten noch immer anwendbar

N E U E R U N G E N B E I S T E U E R L I C H Z U L ÄS S I G E N A B Z Ü G E N F Ü R
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nachträglich und mit Verzugszinsen bezahlt werden. Aufgrund
der Nichtdeklaration in der Steuererklärung ist der Verrech-
nungssteueranspruch jedoch verwirkt, d.h. die abgeführte Ver-
rechnungsteuer kann nicht mehr zurückgefordert werden.

Zusammenfassend ergibt sich, dass die ESTV – im Unterschied
zu früher – die Rückerstattung der Verrechnungssteuer aus
formalistischen Überlegungen in zahlreichen Fällen verwehrt,
was in Einzelfällen (insbesondere bei den straflosen Selbstan-
zeigen) zu einem stossenden Ergebnis führen kann.

Gerade bei den geldwerten Leistungen, welche häufig aufgrund
einer unterschiedlichen Beurteilung der Steuerverwaltung ent-
stehen, empfiehlt es sich, die Leistungsaustauschbeziehung
zwischen der Unternehmung und dem oder den Inhabern noch
sorgfältiger als bisher zu beurteilen und klare, einfache Verhält-
nisse zu schaffen, welche möglichst keinen Raum für Meinungs-
verschiedenheiten mit der Steuerverwaltung schaffen.

ist. Die Aufhebung erfolgt einerseits aus Gründen der Steuer-
gerechtigkeit (Personen mit geringen Aufwendungen konnten
damit steuerliche Vorteile erzielen) und ist andererseits finanz-
politisch motiviert.

Einschränkung des Fahrkostenabzugs auf CHF 3'000 voraus-
sichtlich ab dem Steuerjahr 2016
Aufgrund der angenommenen Initiative über die Finanzierung
und den Ausbau der Bahninfrastruktur (FABI) wird der Fahrkos-
tenabzug auf Bundesebene aller Wahrscheinlichkeit nach per
1. Januar 2016 auf maximal CHF 3'000 pro Jahr beschränkt.
Der Kanton Bern will die ihm zukommende Kompetenz ebenfalls
wahrnehmen und den Abzug gleichermassen eingrenzen. Nebst

Eduard Maibach

eduard.maibach@gfeller-partner.ch
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Unter Artikel 21 Abs. 2 MWSTG ist eine abschliessende Liste
mit Leistungen enthalten, die nicht steuerbar sind. Bekanntlich
führen diese insbesondere bei gemischter Verwendung immer
wieder zu komplizierten Vorsteuerkürzungen und damit zu uner-
wünschtem administrativen Zusatzaufwand. Mit Artikel 22 Abs. 1
MWSTG gibt der Gesetzgeber dem Steuerpflichtigen indes die
Möglichkeit, gesetzlich ausgenommene Leistungen freiwillig der
Umsatzsteuer zu unterstellen. Das Optionsrecht macht der Steuer-
pflichtige geltend, in dem er die Mehrwertsteuer (auf der Rech-
nung) offen ausweist. Die entsprechenden Umsätze sind dann im
MWST-Abrechnungsformular unter Ziffer 205 (optierte Umsätze)
einzutragen. Dadurch entfallen Vorsteuerkürzungen, welche bei
ausgenommenen Leistungen ansonsten erforderlich sind.
Per Gesetz vom Recht auf die Option ausgeschlossen sind aller-
dings die Übertragung und die Bestellung von dinglichen Rech-
ten an Grundstücken und die Überlassung von Grundstücken/
Grundstücksteilen zum Gebrauch oder zur Nutzung. Die
Eidgenössische Steuerverwaltung (ESTV) versuchte bisher mit
laufenden Praxisanpassungen eine möglichst benutzerfreund-
liche, nicht ausgeprägt formalistische Anwendung des MWSTG
zu gewährleisten und damit die Steuerpflichtigen administrativ zu
entlasten. So akzeptiert die ESTV bisher eine sogenannte stille
Versteuerung von Hauswartwohnungen in geschäftlich genutz-
ten Liegenschaften sowie die Vermietung von Sportanlagen
zu privaten Zwecken. Ebenfalls still versteuert werden können
Subventionen in Zusammenhang mit dem Bau/Unterhalt von
Liegenschaften. Mit dieser Art der Versteuerung kann ebenfalls
auf die Vorsteuerkürzung verzichtet werden, ohne dass gleich-
zeitig die Umsatzsteuer auf der Rechnung offen ausgewiesen
werden muss. Beim Ausfüllen des Abrechnungsformulars ist
darauf zu achten, dass die optierten Umsätze in den Ziffern
415/420 (Vorsteuerkürzung) berücksichtigt und nicht wie beim
offenen Ausweis unter der Ziffer 205 deklariert werden.

Aufgrund der aktuellen Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts musste die ESTV die Auslegung der Nutzung für
«private Zwecke» (Art. 22, Abs. 2, Bst b MWST) neu definieren.
Das hat nun Folgen für Steuerpflichtige, welche Sportanlagen
zu privaten Zwecken vermieten. Neuerdings kann auch in diesen
Fällen nur noch auf eine Vorsteuerkürzung verzichtet werden,
wenn die MWST auf den Rechnungen offen ausgewiesen wird.
Es bleibt zu hoffen, dass die stille Versteuerung bei Hauswart-
wohnungen in geschäftlich genutzten Liegenschaften und Sub-
ventionen im Zusammenhang mit Liegenschaften noch lange
bestehen bleibt bzw. noch auf weitere ausgenommene Leistun-
gen ausgedehnt wird. Würde nämlich die ESTV die Meinung des
Bundesverwaltungsgerichts (Urteil Bundesverwaltungsgericht
A-3779/2013 vom 9.1.2014) konsequent übernehmen, müsste
die Umsatzsteuer immer zwingend auf der Rechnung offen aus-
gewiesen und die Praxis der stillen Versteuerung aufgehoben
werden.
Vorschläge für Änderungen am aktuellen Mehrwertsteuergesetz
sind im Gange und die ersten Tendenzen sind positiv zu werten.
Anfang Juni 2014 hat der Bundesrat die Vernehmlassung zu
einer erneuten Reform eröffnet und Erleichterungen im Options-
recht sind erkennbar. Es ist zu hoffen, dass der Gesetzgeber
weiterhin den liberalen Gedanken verfolgt und die restriktive
Rechtsprechung versandet. Ein Wehrmutstropfen bleibt: Je
stärker der Gedanke der administrativen Entlastung der steuer-
pflichtigen Person im Vordergrund steht, umso höher ist die
Gefahr einer höheren Steuerlast beim Endkonsumenten.

O P T I O N F Ü R AU S G E N O M M E N E L E I S T U N G E N B E I D E R M E H R W E R TS T E U E R

fiskalischen Überlegungen sollen dadurch mit dem Motorfahr-
zeug zurückgelegte längere Arbeitswege unattraktiv gemacht
werden.

Neuregelung der Abzüge für Aus- und Weiterbildung ab dem
Steuerjahr 2016
Die aktuelle Praxis zur steuerlichen Absetzbarkeit von Wei-
terbildungen löst regelmässig eine Vielzahl von Abgrenzungs-
und Verständnisproblemen aus. Momentan sind einzig auf der
bisherigen beruflichen Tätigkeit aufbauende Fortbildungen
abzugsfähig. Neu wird ein allgemeiner Abzug für berufsorien-
tierte Aus- und Weiterbildungskosten möglich sein, bei dem
auch die freiwillige Umschulung sowie der Berufsaufstieg,
der nicht im Zusammenhang mit der gegenwärtigen Tätigkeit
steht, steuerlich geltend gemacht werden können. Insgesamt
werden Abzüge für Weiterbildungen auf jährlich CHF 12'000
beschränkt, weshalb sich bei teureren Ausbildungen voraus-
sichtlich eine Planung und damit die Verteilung auf mehrere

Jahre empfiehlt, sofern dies denn überhaupt möglich ist. Über-
nimmt der Arbeitgeber berufsorientierte Aus- und Weiterbil-
dungskosten, wird der Abzug (durch den Arbeitgeber) betrags-
mässig nicht beschränkt. Vor dem 20. Altersjahr ist der Abzug
nur möglich, wenn bereits eine Berufsbildung, Fach- oder
Maturitätsschule abgeschlossen wurde.

Im Übrigen sind keine weiteren materiell bedeutsamen Anpas-
sungen vorgesehen. Verankert wird lediglich noch auf gesetz-
licher Ebene, dass der Steuerwert laufender rückkaufsfähiger
Leibrenten vermögensmässig ebenfalls zu versteuern ist. Diese
Praxis gilt – gestützt auf ein massgebendes Bundesgerichtsur-
teil – bereits ab der Steuerperiode 2013.

Michael Kistler

michael.kistler@gfeller-partner.ch

Rolf Meyer

rolf.meyer@gfeller-partner.ch
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Unser Treuhand-Aktuell ist eine Art «Hauszeitung», ein «Hausschreiben» der Gfeller+Partner AG, Treuhand-
gesellschaft. Es erscheint unregelmässig, aber immer dann, wenn ein Tipp oder eine Aktualität uns wichtig
genug erscheint, um unseren Kunden und Geschäftsfreunden dies zur Kenntnis zu bringen. Für individuelle
Beratungen im dargestellten Themenkreis stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Animieren Sie Ihre Geschäfts-
freunde, uns ihre Adressen mitzuteilen, damit sie unser Treuhand-Aktuell künftig direkt erhalten.

WWW. GFELLER- PARTNER.CHAMTHAUSGASSE 6
PF 619, 3000 BERN 7
TEL 031 310 40 00
FAX 031 310 40 01

BAHNHOFSTRASSE 26
PF 1590, 4901 LANGENTHAL
TEL 062 916 60 60
FAX 062 916 60 61
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Falls Sie zukünftig die elektronische Zustellung des Treuhand Aktuell bevorzugen, schicken Sie
uns ein Mail an christina.kistler@gfeller-partner.ch oder rufen Sie uns an.

I N E I G E N E R S AC H E

P R Ü F U N G S E R F O LG
Frau Anja Scheidegger hat diesen Sommer die Abschlussprüfung als Kauffrau mit Berufsmaturität I Treuhand/
Immobilien-Treuhand mit Bravour bestanden. Wir gratulieren ihr herzlich zum Erreichen des 2. Rangs. Mit Abschluss
der Lehrzeit in Langenthal hat Frau Scheidegger ihren Arbeitsort unternehmensintern nach Bern gewechselt und
unterstützt seither die Wirtschaftsprüfungs- und Treuhandteams als Assistentin tatkräftig.

AU S Z U B I L D E N D E
Gfeller + Partner AG setzt verstärkt auf die Ausbildung von jungen und motivierten Jugendlichen und bietet nun
auch am Sitz Bern einen Ausbildungsplatz an. Daher haben erstmals in der Geschichte unserer Gesellschaft
zwei Auszubildende gleichzeitig ihre Lehrzeit in Angriff genommen. Am 1. August 2014 haben Nadia Giangiorgi
(Sitz Bern) und Kastriot Beciri (Sitz Langenthal) die Ausbildung begonnen. Wir wünschen ihnen drei spannende
und abwechslungsreiche Jahre bei der Gfeller + Partner AG.

S E K R E TA R I AT L A N G E N T H A L M I T N E U E M G E S I C H T
Mit dem Eintritt am 1. September 2014 hat Frau Meryl Schädler die Leitung des Sekretariats Langenthal übernom-
men. Sie tritt die Nachfolge von Frau Renate Burri-Preininger an, welche unser Unternehmen aus familiären Grün-
den Mitte September verlassen hat. Frau Schädler hat ihre kaufmännische Grundausbildung in einem Langenthaler
KMU-Unternehmen absolviert und diesen Sommer die Berufsmaturitätsprüfung II erfolgreich bestanden.

Das 30jährige Bestehen der Firma Gfeller + Partner AG feierten
wir mit einem einmaligen Firmenausflug der ganz besonderen Art.
Mit dem Car starteten wir am frühen Morgen des 20. August 2014
in diesen erlebnisreichen Tag, um die Grimselwelt mit ihrer
Wasserkraft, ihren Wasserfällen und Stauseen zu entdecken.

Mitarbeiter der Kraftwerke Oberhasli AG (KWO) verrieten unse-
rem Team spannende Details zum ausgeklügelten Stollensystem
der Kraftwerksanlagen, zu den Stauseen und zu den Ausbau-
projekten der KWO. Ein Stollenfahrzeug brachte uns durch den
drei Kilometer langen Tunnel zur nächsten Station, dem Kraft-
werk Grimsel 2. Was für ein Privileg, ein Wasserkraftwerk von
innen zu sehen und dazu sehr interessante, technische Ausfüh-
rungen zu erhalten.

Nach diesem inforeichen Morgen verbrachten wir alle zusammen
eine gemütliche Mittagszeit und liessen uns kulinarisch verwöh-
nen. Einige spielten anschliessend Karten, andere genossen die
Ruhe in der Bergwelt.

Gestärkt doch etwas nervös machte sich die Hälfte der G+P'ler
auf den Weg zur Staumauer Räterichsboden, von welcher die
bekannte Wassernixe Mélisande hinunter blickt. Dort wartete
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Anja Scheidegger

anja.scheidegger@gfeller-partner.ch

Peter Marending

peter.marending@gfeller-partner.ch

ein mit Seilen und Karabinerhaken ausgestatteter Bergführer,
um uns in die Kunst des Abseilens einzuführen. «Mutige vor…»
hiess es. Ohne Zwischenfälle schafften es alle, heil und mit einem
stolzen Schmunzeln auf den Lippen, am Fusse der Mauer anzu-
kommen. Zum Schluss machten wir noch einen Rundgang durch
das Innere der Staumauer, das einem Labyrinth glich.

Die zweite Gruppe traute sich auf die steilste Standseilbahn
Europas. Die 106 %-Steigung der Gelmerbahn erzeugte bei
einigen Angstschweiss auf der Stirn. Mut mussten wir beweisen,
als unser Weg über eine lotterige, schmale Hängebrücke führte.
Der türkis schimmernde Gelmersee wäre die Belohnung für die-
sen Nervenkitzel gewesen, doch leider war es zu neblig.

Erschöpft aber zufrieden machte sich unser Team mit vielen tol-
len Erinnerungen auf den Heimweg. An dieser Stelle noch einmal
ein herzliches Dankeschön an alle, die diesen unvergesslichen
Ausflug ermöglicht haben. Dieser Tag hat erfolgreich zur Team-
bildung beigetragen.
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